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»	 Hindernisse bei der Traumabearbeitung und notwendige Grenzen
»	 Traumabearbeitung versus Stabilisierung: Wann und in welchem Ausmaß soll sie stattfinden?  
	 Wie geht man im ambulanten Bereich vor?
»	 Methoden zur Stabilisierung, Verbesserung der Steuerung, ichstärkende und 
	 Ichstruktur aufbauende Interventionen
»	 Bearbeitung in der therapeutischen oder Betreuungsbeziehung: Übertragung, 
	 Resonanzen, 	Gegenübertragung und deren konstruktive Nutzung 

Das Seminar fand am 5. Mai 2007 in den Räumlichkeiten des Frauenberatungs- und Bildungszentrum der 
Zweigstelle Stockerau statt. Obwohl die Fortbildung für Therapeutinnen und Therapeuten ausgeschrieben war, 
nahmen ausschließlich Frauen daran teil. 
Das Feedback der acht Teilnehmerinnen zur Veranstaltung fiel sehr positiv aus: Die Therapeutinnen konnten  
ihre bisherigen Erfahrungen zum Thema Traumatisierung durch häusliche Gewalt an Frauen sehr gut einbringen 
und wurden in ihrer Profession gestärkt. Der lösungsorientierte Blickwinkel wurde als äußerst hilfreich  
erachtet, da sich die von Gewalt betroffenen Frauen damit aus der passiven Opferrolle lösen und ein aktives 
Selbst entwickeln können.
Gleichzeitig lernten die Therapeutinnen unsere Einrichtung und unser Angebot für Frauen und Mädchen kennen. 
Außerdem fand eine regionale Vernetzung statt. Es gelang, die Berufsgruppe der PsychotherapeutInnen als  
Teil des Gesundheitswesen anzusprechen und über „Gewalt an Frauen als gesundheitspolitische Dimension“ 
zu diskutieren.

Da die Fortbildung rege beworben wurde, konnte sich unsere Einrichtung im Rahmen dieser Öffentlichkeitsarbeit 
auch als Fortbildungsveranstalterin präsentieren.
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Aktivitäten für die Zielgruppe der ÄrztInnen
Die Informationsveranstaltung für die niedergelassenen ÄrztInnen wurde für die Dauer von einer Stunde  
konzipiert, wobei 30 Minuten für einen Fachvortrag und weitere 30 Minuten für den Austausch und die  
Diskussion vorgesehen waren. Folgende Inhalte sollen dabei vermittelt werden:

»	 die Auswirkungen von Gewalt im Gesundheitsbereich
»	 die Indikatoren von Gewalt
»	 Gewalt als traumatische Erfahrung
»	 die Anforderungen an eine Dokumentation
»	 Informationen zu Hilfs- und Opferschutzeinrichtungen
»	 die Prozessbegleitung

Darüber hinaus wurden Leitfäden, Broschüren und Infoblätter verteilt.

In der Planungsphase wurden die maßgeblichen Verantwortlichen recherchiert, die Bezirkstreffen für nieder­
gelassene ÄrztInnen organisieren: In Hollabrunn fungiert Dr. Kinga Halmagyi-Steinböck als Ansprechperson,  
in Korneuburg der Radiologe Prim. Dr. Klaus Pflanzer und bei der niederösterreichischen Ärztekammer Frau 
Kobanov (www.arztnoe.at). Mit diesen Personen wurde persönlich und telefonisch Kontakt aufgenommen, um 
das Projekt vorzustellen und die Bereitschaft die Informationsveranstaltungen an die ÄrztInnen zu vermitteln, 
abzuklären. Außerdem verteilten wir dabei Informationsfolder über die niederösterreichischen Gewaltschutzein­
richtungen und den Leitfaden für effiziente Maßnahmen im Gesundheitswesen bei Gewalt an Frauen. Beide 
Broschüren wurden im Rahmen des Projekts „Gewalt an Frauen – Bedeutung im Gesundheitswesen“ erstellt. 
Alle Kontaktpersonen waren allerdings schon in diesen Vorgesprächen der Ansicht, dass das Thema  
vermutlich auf geringes Interesse bei den ÄrztInnen stoßen würde und deshalb nur mit einer geringen Anzahl  
an TeilnehmerInnen bei der Veranstaltung zu rechnen sei.

Ergebnisse und Teilerfolge des Querschnittprojektes: 
Nach der ersten Phase des Querschnittprojektes, der Bestandsaufnahme der bereits vorhandenen Projekte, 
Fortbildungen, Studien und Dokumentationen, konnte in einem zweiten Schritt eine Fortbildung für Psycho­
therapeutInnen geplant und durchgeführt werden. Das Ziel, Psychotherapeutinnen in der Region zu diesem 
Thema durch eine Fortbildung zu vernetzen und deren Kompetenz für die Arbeit mit durch häusliche  
Gewalt traumatisierten Frauen und Mädchen zu erhöhen, wurde damit erreicht. Den Therapeutinnen wurden 
außerdem schriftliche Unterlagen zum Seminar zur Verfügung gestellt. 
Die Informationsveranstaltung für ÄrztInnen ist zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht über die konzeptive Phase 
hinaus fortgeschritten. Da die Berufsgruppe der ÄrztInnen bisher noch nicht erreicht wurde, ist es notwendig, 
im nächsten Schritt einen für diese Zielgruppe geeigneten Zugang zum Thema zu finden.
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Titel: „Andere Umstände“ Gewalt gegen Frauen – ein Thema für Hebammen? 

Organisation: Frauennotruf Salzburg
Haydnstraße 2, A-5020 Salzburg
Tel.: 0662/881 100, Fax: 0662/870 225
frauennotruf.salzburg@aon.at

Projektpartnerin: Dr.in Andrea Laher

salzburg
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Hintergrund des Projekts: Schwangerschaft und die Geburt eines Kindes zählen zu den sogenannten  
„freudigen Ereignissen“ im Leben von Frauen. Zugleich stellen sie aber oftmals auch Krisenzeiten dar, in denen 
eine latente Gewaltproblematik manifest werden kann. Gab es in der Biographie der Frau Erlebnisse von  
sexuellem Missbrauch und Gewalt, können diese während der Schwangerschaft und der Entbindung reaktiviert 
werden. Probleme in der Partnerschaft treten in dieser Zeit, in der sich die Familienkonstellation ändert,  
besonders deutlich hervor. In nicht seltenen Fällen lösen die sehr elementaren Vorgänge von Schwangerschaft 
und Geburt sogar männliche Aggressionen gegenüber der Partnerin aus.

Hebammen stehen Frauen von alters her in der Zeit während und nach einer Entbindung zur Seite und nehmen 
dementsprechend intensiv die persönliche Lebenssituation der Patientin wahr; besonders dann, wenn es sich 
um Hausgeburten handelt. 

Ziele des Projektes:  Im Salzburger Projekt ging es um die Frage, inwiefern Hebammen in ihrer Berufsausübung 
mit dem Thema „Gewalt an Frauen“ konfrontiert werden. Dabei sollte einerseits die Häufigkeit der Gewalt, 
andererseits aber auch das Ausmaß dieser erhoben werden. Außerdem interessierte uns die Frage, ob dem 
Thema „Gewalt an Frauen“ wünschenswerterweise bereits in der Ausbildung Rechnung getragen wird oder  
ob an der Etablierung des Themas erst gearbeitet werden muss. Darüber hinaus ging es uns um eine Sensibi­
lisierung der Berufsgruppe der Hebammen.

Zielgruppe: Mit dem Projekt „Andere Umstände“ wendeten wir uns an Hebammen an Krankenanstalten, 
Hebammen in freien Praxen, Hebammenschülerinnen und AusbilderInnen an Hebammenakademien.

Aktivitäten: Die offenen Fragen wurden mittels Erhebungsbogen geklärt. Im Anschluss daran wurden die 
Ergebnisse der Auswertung bei einer Veranstaltung präsentiert.

Ergebnisse der Auswertung des Fragebogens: Von den 121 Adressen der Hebammen im Bundesland Salzburg, 
die wir durch das Hebammengremium (DVR-Nr.) erhalten haben, waren einige nicht mehr aktuell, deshalb 
haben wir ca.100 Hebammen erreicht. Davon antwortete ca. ein Drittel (35 Prozent) auf den Fragebogen mit 
folgendem Ergebnis:

65 Prozent der Hebammen sind an Krankenanstalten beschäftigt und 26 Prozent, also ein Viertel, darüber 
hinaus auch freiberuflich tätig. Neun Prozent arbeiten zusätzlich in einer Hebammenpraxis. Und nur drei  
Hebammen sind ausschließlich freiberuflich tätig.

Mehr als die Hälfte der Hebammen (54 Prozent) geben an, gelegentlich mit dem Problem „ Gewalt gegen 
Frauen“ konfrontiert zu sein, 43 Prozent kommen selten damit in Berührung und nur eine Hebamme  
hatte noch nie Kontakt zu von Gewalt betroffenen Frauen. Keine der Befragten gab an, oft mit dem Problem 
konfrontiert zu sein.
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Auf die Frage, von welcher Art der Gewalt die im Rahmen der Geburtshilfe betreuten Frauen betroffen sind, 
geben ca. ein Drittel der Hebammen sexuelle Gewalt in der Kindheit und physische Gewalt in der  
Ehe/PartnerInnenschaft an. 20 Prozent nennen traditionsbedingte Gewalt und fast ebenso viele sexuelle Gewalt 
im Erwachsenenleben. Die Verteilung nach der Häufigkeit ergibt dabei ein annähernd gleiches Bild mit einer 
Ausnahme: Nur 7 Prozent der Befragten gaben an, dass Genitalverstümmelung häufig auftritt.
Die meisten Hebammen (84 Prozent) schätzen, dass 0,5 bis zwei Prozent der Schwangerschaften, die zur 
Geburt eines Kindes führen, durch eine Vergewaltigung entstehen. 

Diagnostisch wird die Gewalterfahrung bei Schwangeren, Gebärenden und Wöchnerinnen zu 40 Prozent 
aufgrund des Verhaltens der Frauen und zu 25 Prozent am Verlauf der Schwangerschaft und der  
Geburt festgestellt. Nur 17 Prozent geben an, dass Frauen über ihre Gewalterfahrung sprechen und 14 Prozent 
schließen aus dem Verhalten des Partners darauf.

Als Symptome, die auf Gewalterfahrungen hinweisen können, wurden von den befragten Hebammen  
folgende genannt:
»	 die Ablehnung der gynäkologischen Untersuchung: Die Frauen sind angespannt,  
	 verkrampft oder berührungsempfindlich.
»	 eine extreme Angst bis hin zur Panik vor der Geburt, vor den ÄrztInnen/der Hebamme, vor der  
	 Untersuchung oder vor Nadeln. Manchmal äußert sich diese Angst auch im Wunsch nach Betäubung. 
»	 die Verschlossenheit der betreuten Frau: Sie zieht sich zurück, ist extrem ruhig, distanziert,  
	 ablehnend oder emotionslos. Dieser Zustand wird manchmal von plötzlichen Emotionsausbrüchen 
	 (Schreien, Weinen) unterbrochen.
»	 eine starke Schmerzempfindlichkeit, vor allem während der Wehen
»	 ein komplizierter Geburtsverlauf: Die Geburt ist zum Beispiel protrahiert, die Frau kann sich nicht  
	 „öffnen“ oder es kommt zu vorzeitiger Wehentätigkeit. Die Geburt ist schwer führbar oder 
	 die Gebärende kann nicht richtig atmen.
»	 Verletzungsspuren in Form von blauen Flecken, Blutergüssen, Prellungen, Knochenbrüchen,  
	 Kratzspuren, Quetschungen oder Genitalverstümmelung
»	 Starke Reaktionen der Frauen auf die Anwesenheit des Mannes
»	 Gestörte Beziehung zum Kind, die sich in Stillproblemen, der Ablehnung von Körperkontakt oder  
	 der Unfähigkeit Liebe zu empfinden, äußert.

Auf die Frage, ob das Thema Gewalt in Geburtsvorbereitungskursen angesprochen werden sollte, vertreten 
drei Viertel der Hebammen die Meinung, dass es sich ergeben müsse. 12 Prozent sind der Ansicht, dass  
man Gewalt unbedingt thematisieren sollte, allerdings sind auch 14 Prozent der Meinung, dass das Thema 
keinesfalls zur Sprache gebracht werden sollte.
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Als Hilfseinrichtung, an die sie von Gewalt betroffene Frauen vermitteln, nennen die Hebammen in  
erster Linie Psychotherapeutinnen (30 Prozent), gefolgt von Frauenhäusern (22 Prozent) und ambulanten  
Opferschutzeinrichtungen wie der Interventionsstelle oder dem Frauennotruf (19 Prozent).

Als Unterstützung für die Betreuung der von Gewalt betroffenen Frauen wünschen sich 46 Prozent der Befragten 
Informationsmaterial zum Weitergeben und 36 Prozent mehr Information über die Angebote für Gewaltopfer.  
Außerdem wären Schulungen zur Sensibilisierung hilfreich. Einmal tauchte auch der Wunsch nach psycho­
therapeutischer Unterstützung auf, für den Fall, dass die Kommunikation zwischen Mutter und Kind nicht in 
Gang kommt. In geringerem Ausmaß wünschen sich die Hebammen auch eine Kooperation mit Opferschutz­
mitarbeiterinnen.

Der Austausch der Hebammen, die mit einer von Gewalt betroffenen Frau in Kontakt kommen, findet in  
erster Linie mit Kolleginnen (38 Prozent) und in zweiter Linie mit dem ärztlichen Personal (28 Prozent) statt.  
Mit der Hebammenleitung bzw. dem Pflegepersonal sprechen dagegen nur acht bzw. neun Prozent.  
Die in den größeren Krankenanstalten zur Verfügung stehenden Psychologinnen, werden ebenfalls von 18 
Prozent der Befragten kontaktiert. In bestimmten Fällen wird auch das Jugendamt verständigt.

Während der Ausbildung wurden die Hebammen nur unzureichend auf Auswirkungen von Gewalterfahrungen 
auf Schwangerschaft und Geburt hingewiesen. 40 Prozent der befragten Hebammen wurden überhaupt  
nicht darüber informiert, 36 Prozent zu wenig und nur acht Prozent ausreichend. Und das obwohl 62 Prozent 
das Thema für sehr wichtig erachten, 35 Prozent für wichtig und nur drei Prozent für weniger wichtig.

Auf die abschließende Frage, was die Hebammen uns darüber hinaus zum Thema mitteilen möchten,  
antworteten diese, dass Themen wie Schwangerschaft und Geburt in der Regel positiv besetzt seien und daher 
der Kontakt zur Hebamme ebenfalls auf dieser Ebene ablaufe. Paare, die gemeinsam in die Geburtsvorbereitung 
oder in die Hebammenpraxis kommen, freuen sich auf ihr Kind. Auch in der kostenlos angebotenen  
Hebammensprechstunde am Landeskrankenhaus werde das Thema Gewalt eigentlich nicht angesprochen. 
Am ehesten treten Probleme im Zusammenhang mit Gewalt während des Geburtsverlaufes zu Tage.

Resümee: Obwohl die Hebammen eingangs angaben, nicht oft mit dem Problem „Gewalt gegen Frauen“ 
konfrontiert zu sein, stellt sich bei der Gesamtbetrachtung der Ergebnisse heraus, dass diese Berufsgruppe 
unbedingt in den Kreis der KooperationspartnerInnen im Gesundheitsbereich aufgenommen werden sollte. 
Auch wenn der Berufsalltag von Hebammen, die überwiegend in Krankenanstalten arbeiten, kaum frei gestaltbar 
ist und der Kontakt zu Schwangeren und Gebärenden deshalb zeitlich sehr beschränkt ist, scheinen selbst  
in dieser standardisierten Situation noch Ansätze vom ursprünglichen Naheverhältnis zwischen Hebamme und 
Gebärender erhalten geblieben zu sein. Das zeigt sich vor allem in der Sensibilität der Hebammen gegenüber 
der Körpersymptomatik und den psychischen Auswirkungen von Gewalt.

Die „Glücksideologie“, die immer noch wie ein Deckmäntelchen über Schwangerschaft und Geburt gebreitet 
wird, verstellt den Hebammen allerdings zum Teil den Blick auf das Thema „Gewalt gegen Frauen“.  
Das ist besonders an deren Hemmung erkennbar, schwangere Frauen in Geburtsvorbereitungskursen mit  
dem Thema zu konfrontieren. 
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Nach der Erhebungs- und Auswertungsphase sollten unsere Ergebnisse mit in diesem Bereich tätigen  
Fachkräften diskutiert und mit einschlägigen Initiativen und Projekten verglichen werden. Dazu hatten wir bei der 
Jahrestagung der Österreichischen Gesellschaft für Psychosomatik in der Gynäkologie und der Geburtshilfe 
zum Thema „Emotionen in der Frauenheilkunde“ vom 10. bis zum 12. November 2006 Gelegenheit. Unter 
anderem kam es zu einem interessanten Austausch mit Dr.in Brigitte Leeners, der Autorin der Studie „Auswirkungen 
sexueller Gewalterfahrungen im Kindesalter auf spätere Schwangerschaften und Geburten“. Dabei konnten  
wir deutliche Parallelen zwischen dieser Fragebogenerhebung unter Betroffenen, die in Zusammenarbeit mit 
den Frauennotrufen in Deutschland durchgeführt wurde, und unserer Befragung der Hebammen im Bundesland 
Salzburg erkennen.

Eine weitere Studie zu den Auswirkungen von Gewalt gegen Frauen auf Schwangerschaft, Geburt und die Zeit 
danach auf Frauen und ihre Kinder wurde Ende 2006 vom Berliner Netzwerk Frauengesundheit erstellt. Da 
auch die erste repräsentative Studie zum Ausmaß von Gewalt gegen Frauen in Deutschland (Vgl. Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2004) zeigt, dass bei zehn Prozent der Frauen mit Gewalterfahrung die 
Geburt eines Kindes und in 20 Prozent der Fälle die Schwangerschaft für den Beginn der Partnergewalt 
ausschlaggebend war, fordern wir, dass die Gewaltthematik systematisch in die Aus- und Fortbildung des 
gesamten Fachpersonals, die Frauen während der Schwangerschaft und der Geburt begleiten, eingehen muss.

Anhang: 
Fragebogenerhebung
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Titel: Netzwerk Traumaarbeit

Organisation: Tara – Beratung, 
Therapie und Prävention bei sexueller Gewalt gegen Frauen und Mädchen
Gleisdorfgürtel 34, 8010 Graz
Tel.: 0316/318 077 Fax: 0316/318 077-6
office@taraweb.at

Projektpartnerin: DSA Kerstin Grabner

steiermark
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Hintergrund des Projekts: Tara ist auf die Beratung und therapeutische Begleitung schwer traumatisierter  
Frauen spezialisiert. Aufgrund unserer begrenzten Kapazitäten, aber auch wegen der oft langen Anfahrtszeiten 
der betroffenen Frauen, sind wir allerdings dazu gezwungen einige der Betroffenen an andere Einrichtungen 
und Professionalistinnen weiterzuverweisen.

Der Begriff „Trauma“ wird in den letzten Jahren zunehmend inflationär gebraucht. Häufig werden damit zwar 
durchaus schwierige oder belastende Lebenssituationen umschrieben, die aber nicht einer tatsächlichen 
Traumatisierung entsprechen. Nach der Definition ist ein Trauma ein Ereignis (bzw. dessen Folgen), das außerhalb 
der „normalen“ (d.h. zu erwartenden) und bewältigbaren Erfahrungen eines Menschen liegt, ihn deshalb in 
seinen Handlungs- und Bewältigungsstrategien massiv erschüttert. Wann genau von einer akuten Traumatisierung 
oder von einer posttraumatischen Belastungsstörung gesprochen werden kann, ist klaren diagnostischen 
Regeln unterworfen. Diese Differenzierung ist notwendig, um die damit zusammenhängenden Folgeerscheinungen 
klar von möglichen anderen psychischen Krankheitsbildern abgrenzen zu können. Nur so kann man einer 
solchen Störung mit einem entsprechend gezielten therapeutischen Angebot begegnen.

Tatsache ist, dass in den letzten Jahren zunehmend Fort- und Weiterbildungen im Bereich der Traumaarbeit 
von und für verschiedenste Berufsgruppen angeboten werden. Auffallend ist dabei, dass sich die Angebote 
grundlegend voneinander unterscheiden, in ihren Inhalten, in der Ausdifferenzierung von Definitionen und 
Behandlungsansätzen, in ihrer Länge und Intensität, aber auch in den Zielgruppen, sowohl unter der Fortzu­
bildenden als auch den potenziellen KlientInnen. 

Wir haben in unserer Einrichtung unter anderem die Erfahrung gemacht, dass sich viele ProfessionalistInnen 
kompetent in der Arbeit mit schwerst traumatisierten Menschen fühlen – ohne über eine entsprechende 
Qualifikation in Form von spezifischer Aus- und Weiterbildung zu verfügen. Deshalb teilen wir die Meinung von 
ExpertInnen, dass dieser Umstand sowohl für die KlientInnen und PatientInnen, als auch für die  
ProfessionalistInnen selbst negative Auswirkungen haben kann.

Ziele des Projektes: Im Rahmen unseres Projekts wurden die derzeitigen Angebote für Frauen, die aufgrund 
von sexualisierter Gewalt an Traumafolgestörungen leiden, steiermarkweit erhoben. Der ursprüngliche Plan  
war, die Ergebnisse dieser Erhebung in einer Datenbank zu veröffentlichen, um so ein größeres und per Internet 
zugängliches Netzwerk an ausgebildeten TraumatherapeutInnen zur Verfügung zu stellen. Außerdem sollte  
im Rahmen dieses Netzwerks eine Plattform zur Traumaarbeit eingerichtet werden, um einen breit angelegten 
Fachaustausch unter den ExpertInnen zu ermöglichen.
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Zielgruppe: Da uns die Angebote anderer NGOs weitgehend bekannt sind, haben wir uns für die Erhebung 
mittels standardisiertem Fragebogen (siehe Anhang) an folgende Berufsgruppen gewandt:
»	 PsychotherapeutInnen in freier Praxis
»	 PsychologInnen (inkl. der klinischen und GesundheitspsychologInnen)
»	 ÄrztInnen in Kliniken mit psychiatrischen Abteilungen
»	 PsychiaterInnen
Antworten haben wir darüber hinaus auch von Lebens- und SozialberaterInnen sowie von ÄrztInnen mit  
Psy-Diplom1  erhalten.

Um diese Zielgruppen zu erreichen, haben wir per e-mail, telefonisch und persönlich mit folgenden  
KooperationspartnerInnen Kontakt aufgenommen:
»	 Steirischer Verband für PsychotherapeutInnen (STLP)
»	 Berufsverband der PsychologInnen (BÖP)
»	 Gesellschaft kritischer PsychologInnen (GKPP)
»	 Landessonderkrankenhaus Sigmund Freud (Graz)
»	 der Traumaambulanz, der Medizinischen Psychologie und Psychotherapie,  
	 der Chirurgischen Ambulanz und der Kinderschutzgruppe am Landeskrankenhaus Graz.
»	 der Psychiatrischen Abteilung am Krankenhaus der Barmherzigen Brüder Graz Eggenberg

Von allen kontaktierten Verbänden und Kliniken wurde uns Interesse an der Erhebung bzw. die Bereitschaft zur 
Weiterleitung an Mitglieder und Angestellte zugesichert. Dennoch hat es einiger Nachfragen bedurft, bis diesem 
Interesse auch entsprechende Taten folgten.

Ergebnisse der Erhebung: Wir gehen davon aus, dass letztendlich eine Vielzahl an ÄrztInnen, PsychologInnen, 
PsychotherapeutInnen und in ähnlichen Berufsgruppen Beschäftigte den Fragebogen über ihre jeweiligen 
ArbeitgeberInnen bzw. Interessensvertretungen erhalten haben. Umso erstaunlicher war der geringe Rücklauf – 
vor allem in Anbetracht dessen, dass das Thema Trauma aktuell in aller Munde ist. An uns wurden schlussendlich 
nur 43 Fragebögen retourniert. Die detaillierte Auswertung ist im Anhang beigefügt. 

Unter den Befragten waren fünf verschiedene Berufsgruppen vertreten, wobei sich einige mehreren zugeordnet 
haben. 36 Personen gaben an, über Zusatzqualifikationen zu verfügen. Auf die Frage, welche Art von Aus-,  
Fort- oder Weiterbildung sie absolviert haben, erhielten wir 33 verschiedene Antworten. 

Neben dem geringen Rücklauf war für uns auch sehr auffällig, dass die Betroffenheit des eigenen Klientels  
von Traumafolgestörungen zum Teil sehr gering eingeschätzt wurde. Vor allem im Bereich der Kliniken sollte 
diese Annahme hinterfragt werden. 

Was ist ein PSY-Diplom?: In bewusster Erweiterung des derzeit vorherrschenden biomedizinischen Modells („der Mensch als 
komplexe Maschine“) beziehen sich die PSY-Diplom-Lehrgänge auf das epochale, systemtheoretisch begründete  
bio-psycho-soziale Krankheitsmodell. Gesundheit und Krankheit werden demnach als ein komplexes, vielfach verwobenes  
Gefüge verstanden, in dem biologische, psychologische und soziale Elemente als prinzipiell gleichwertige Bedingungen der 
menschlichen Existenz zu begreifen sind (Deutscher Wissenschaftsrat für die Reform des Medizinstudiums 1992).
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Unsere Vermutung, dass der Ausbildungsstand im therapeutisch/medizinischen Bereich sehr unterschiedlich 
ist, wurde durch die Auswertung der Fragebögen bestätigt. Die Ergebnisse zeigen, dass eine  
Ausdifferenzierung und die Entwicklung von Qualitätsstandards in dem Bereich notwendig wäre. Damit wäre die 
Frage, mit welchem Wissensstand in welchem Ausmaß mit traumatisierten Menschen gearbeitet werden kann, 
klarer beantwortet.

Anmerkungen zum Aufbau einer Plattform im Bereich Traumaarbeit:
Die Idee ein Netzwerk mit einer Plattform zum Fachaustausch zu installieren und so die Umsetzung von Qualitäts-
standards voranzutreiben, haben wir vorerst aus folgenden Gründen aufgegeben:
Der geringe Rücklauf an Fragebögen zeigt, dass das Interesse der möglichen TeilnehmerInnen an einem 
steiermarkweiten Netzwerk gering ist. Selbst jene, die sich an unserer Umfrage beteiligten, waren zu  
einem Drittel nicht bereit, sich in ein solches Netzwerk einzubringen, was unter anderem auf mangelnde  
Zeitressourcen zurückzuführen ist. 
Auch wegen der großen Wissensunterschiede der potenziellen TeilnehmerInnen erscheint es uns nicht sinnvoll 
auf diesem Wege gemeinsame verbindliche Standards zu entwickeln. Außerdem wurde uns bei unserer  
Recherche und im Zuge der Kontaktaufnahme mit verschiedenen Berufsgruppen bzw. Berufsvertretungen der 
Eindruck vermittelt, dass zum aktuellen Zeitpunkt bereits diverse Überlegungen zu möglichen Standardisierungen 
und Qualifizierungen in der Traumaarbeit angestellt werden – wobei die verschiedenen Gruppen anscheinend 
jeweils eigene Umsetzungspläne verfolgen. 

Anmerkungen zum Datenbankprojekt mit TraumatherapeutInnen:
Die von uns durchgeführte Datenerhebung sollte letztendlich in eine Datenbank münden, die wir auch potenziellen 
Klientinnen – primär jenen aus unserem Arbeitsbereich – online zur Verfügung stellen wollten. Damit wollten  
wir die Möglichkeiten der abgesicherten und bestimmten Qualitätsansprüchen folgenden Weitervermittlung der 
Klientinnen ausbauen. 
Tatsächlich ist mit dieser Erhebung aber eher die Verunsicherung gestiegen, was genau damit gemeint ist, wenn 
eine Person die „Arbeit mit traumatisierten Menschen“ als Spezifizierung des eigenen Angebots angibt.  
Außerdem kamen wir auch durch Antworten wie „Ich weiß nicht mehr wann und was genau“ auf die Frage nach 
den Zusatzqualifikationen und Weiterbildungen zu dem Schluss, dass es unverantwortlich wäre, all jene  
Personen als TraumaexpertInnen in eine Datenbank aufzunehmen, die sich selbst als solche bezeichnen.
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Resümee und Perspektiven:
In den persönlichen Gesprächen im Rahmen der Recherche zu dem Projekt wurde deutlich, dass auch die 
VertreterInnen einzelner Berufsgruppen Handlungsbedarf in dem Bereich erkannt haben und entsprechende 
Fortbildungsmaßnahmen für ihre spezifische Berufsgruppe planen oder bereits anbieten. 

Was die Berufsgruppen übergreifende Zusammenarbeit betrifft, die gerade in dem Bereich oft sehr wichtig ist, 
gibt es derzeit keine standardisierte Vorgehensweise. Professionelles Netzwerken ist deshalb weitgehend 
Einzelinitiativen in der konkreten Betreuung verschiedener Klientinnen zu verdanken. Auch die Weitervermittlung 
von KlientInnen erfolgt primär aufgrund von persönlichen Kontakten auf dem informellen Weg. Wir hoffen sehr, 
dass sich in den nächsten Jahren mehr an standardisierter Vorgehensweise in der Betreuung schwer  
traumatisierter Menschen durchsetzen wird.

Anhang: 
Onlinefragebogen
Auswertung der Erhebung
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Titel: Sexualisierte Gewalt 
und die Auswirkungen auf Mädchen und Frauen

Organisation: Verein gegen VerGEWALTigung, 
Sonnenburgstraße 5, 6020 Innsbruck
Tel. und Fax: 0512/574 416
office@frauen-gegen-vergewaltigung.at

Projektpartnerin: Alexandra Baldemair

tirol
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Hintergrund des Projektes: Seit 2004 bieten wir für betroffene Frauen und Mädchen in ländlichen Regionen 
psychosoziale Beratung in unseren Räumlichkeiten an.

Der Bereich der sexualisierten Gewalt an Frauen und Mädchen stellt in ländlichen Regionen eine besonders 
sensible Problematik dar: Das Thema ist stärker tabuisiert und im Vergleich zu urbanen Regionen herrscht 
innerhalb der Bevölkerung mehr soziale Kontrolle vor. Beides erschwert es den Betroffenen, professionelle  
Unterstützung in Anspruch zu nehmen. Verschiedene Studien belegen außerdem, dass ÄrztInnen eine der 
ersten Anlaufstellen für von Gewalt betroffene Frauen sind. 
Vor diesem Hintergrund war es für uns von großem Interesse Vernetzungsstrukturen mit MultiplikatorInnen aus 
verschiedenen medizinisch-gesundheitlichen Bereichen aufzubauen und so auch verstärkt in einen persönlichen 
Erfahrungsaustausch mit diesen zu treten.
Unsere Beratungspraxis in ländlichen Regionen hat außerdem gezeigt, dass es großen Handlungsbedarf bei 
der Sensibilisierung auf die Gewaltthematik in diesen Berufsgruppen gibt.

Ziele des Projekts: Mit diesem Projekt verfolgten wir vor allem das Ziel, es den Betroffenen durch eine verstärkte 
Kooperation insbesondere mit niedergelassenen ÄrztInnen zu erleichtern, unser Beratungsangebot in Anspruch 
zu nehmen.
Im Detail ging es deshalb um Folgendes:
»	 die Sensibilisierung der genannten Zielgruppe für sexualisierte Gewalt gegen Frauen und Mädchen
»	 die Vermittlung der bereits bestehenden Fortbildungsangebote an die genannte Zielgruppe  
	 und die Informationsweitergabe über Unterstützungsangebote für Betroffene
»	 die Entwicklung eines neuen Fortbildungsangebots zur Problematik von sexualisierter Gewalt  
	 gegen Frauen und Mädchen 
»	 der Ausbau bestehender und die Einrichtung neuer Vernetzungsstrukturen mit den genannten Zielgruppen

Zielgruppen des Projektes: Das Projekt richtet sich an niedergelassene ÄrztInnen, MitarbeiterInnen der Gesund­
heits- und Sozialsprengel und MitarbeiterInnen der Landeskrankenhäuser in den ländlichen Regionen  
Tirols, außerdem an Ausbildungszentren und Interessensvertretungen für Berufsgruppen aus dem medizinisch-
gesundheitlichen Bereich.

Aktivitäten: In der ersten Phase des Projekts wurde der Bestand an Fortbildungsangeboten für die genannten 
Zielgruppen erhoben. Zu diesem Zweck wurde der beiliegende Fragebogen an Ausbildungseinrichtungen  
und Interessensvertretungen für Berufsgruppen aus dem medizinisch-gesundheitlichen Bereich versandt.  
Konkret waren das die ÄrztInnenkammer, das Referat für ÄrztInnen, der Fachgruppenobmann für Gynäkologie 
und das Ausbildungszentrum West. In einem Begleitschreiben wurde das Querschnittprojekt, der Verein sowie 
die Zielsetzung der Erhebung beschrieben. Außerdem bekundeten wir unser Interesse an einem Vernetzungstreffen.

Im einem zweiten Schritt wurden niedergelassene ÄrztInnen aus den Fachbereichen Allgemeinmedizin, Gynäkologie 
und Psychiatrie in den ländlichen Regionen des Tiroler Oberlandes schriftlich kontaktiert. Die Aussendung  
beinhaltete neben der Informationen zu statistischen Daten und den Folgeerscheinungen von sexualisierter  
Gewalt, eine Beschreibung der Beratungsangebote unserer Einrichtung und eine Einladung zu einem persönlichen 
Vernetzungsgespräch. Diese Aussendung wurde in den Bezirken Landeck, Imst und Reutte versendet.

 TIROL 34



35

In den Gesprächen mit den ÄrztInnen wurden unter anderem die für ein zielführendes Fortbildungsangebot  
relevanten Inhalte diskutiert. Außerdem wurden die Erfahrungswerte der MedizinerInnen aus ihrer Berufspraxis 
mit von Gewalt betroffenen Frauen gesammelt. Ziel dabei war es, die Gesprächsinhalte in ein spezifisches,  
auf diese Berufsgruppe abgestimmtes Fortbildungskonzept einfließen zu lassen.

Da der Verein „Frauen gegen Vergewaltigung“ bereits seit 2005 Fortbildungen für MultiplikatorInnen in  
(psycho)-sozialen Arbeitsbereichen durchführt, konnten wir auf Teile des bestehenden Fortbildungskonzepts 
aufbauen und diese um die Inhalte der Vernetzungsgespräche ergänzen.

Ergebnisse: Die Bestandserhebung bestätigte unsere Vermutung, dass spezifische Fortbildungsangebote zur 
Thematik „Sexualisierte Gewalt an Mädchen und Frauen“ und deren psychische und psychosomatische  
Folgeerscheinungen in den Ausbildungszentren für MultiplikatorInnen der genannten Berufsgruppen kaum  
angeboten werden. Deshalb ist der Bedarf an neuen Weiterbildungsmöglichkeiten und Vernetzungsstrukturen, 
die zur einer verstärkten Sensibilisierung führen, gegeben.

Während des Projekts zeigte sich allerdings, dass sich die Kooperation mit den Ausbildungszentren und 
Interessensvertretungen der genannten Berufsgruppen als äußerst schwierig gestaltet. Aus der Antwort der 
ÄrztInnenkammer ging hervor, dass man dort weder den Bedarf an einem Vernetzungsgespräch noch an  
einer Fortbildung zur Gewaltthematik sieht, da ein solches Veranstaltungsangebot bereits vorhanden sei. Trotz 
Nachfrage erhielten wir aber weder zu den Inhalten dieser Weiterbildung noch zu den ReferentInnen genauere 
Informationen. Ähnlich reagierte das Ausbildungszentrum West: Auch hier wurde ein Vernetzungsgespräch 
abgelehnt und von einem bestehenden Fortbildungsangebot berichtet, aber keine genaueren Information dazu 
übermittelt. Das Referat für ÄrztInnen und der Fachgruppenobmann für Gynäkologie reagierten beide überhaupt 
nicht auf unser Schreiben.

Zu einem ähnlich ernüchternden Ergebnis führte die Aussendung an niedergelassene ÄrztInnen. Obwohl wir  
ca. 80 ÄrztInnen kontaktieren, erhielten wir nur von drei Personen die Rückmeldung, dass sie an einem  
persönlichen Vernetzungsgespräch Interesse hätten.
Wir vermuten, dass der geringe Rücklauf einerseits mit der nach wie vor hohen Tabuisierung von „Gewalt 
gegen Frauen“ zu begründen ist. Andererseits spiegelt sich darin wohl auch die mangelnde Bereitschaft dieser 
Berufsgruppe zu einer Kooperation mit psychosozialen HelferInnen wider. Da MedizinerInnen, wie eingangs 
bereits erwähnt, für viele Betroffene die „erste Anlaufstelle“ sind, sehen wir trotz unserer erfolglosen Bemühungen 
weiterhin die Notwendigkeit einer verstärkten Zusammenarbeit des gesundheitlich-medizinischen und des 
psychosozialen Bereichs.
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Da sich unsere Vernetzungsstrukturen während des Projekts nicht um die angestrebten Berufsgruppen  
erweitern ließen, nutzen wir unsere bereits bestehenden Kontakte zu MultiplikatorInnen aus dem medizinisch-
gesundheitlichen Bereich und bezogen deren Anregungen in die Entwicklung des Fortbildungskonzepts mit ein. 
So wurden folgende inhaltliche Schwerpunkte erarbeitet:
»	 Definition des Begriffs Trauma
»	 Zahlen, Fakten und gesellschaftliche Zusammenhänge
»	 Risikogruppen und Prävalenz
»	 psychische und psychosomatische Folgeerscheinungen
»	 Trauma und Gehirn – neurophysiologische Aspekte
»	 Gesprächsführung – Hilfsmaßnahmen für den Erstkontakt mit Betroffenen
»	 Basisinformationen zur Traumatherapie
»	 Literatur sowie eine Liste mit Hilfseinrichtungen in der jeweiligen Region

Da wir trotz intensiver Bemühungen die Fortbildung nicht mit der angestrebten Berufsgruppe der ÄrztInnen 
erproben konnten, in unserem Konzept aber zwei Veranstaltungen mit einkalkuliert waren, konnten wir diese 
interessierten Einrichtungen aus dem (psycho)sozialen Bereich ermöglichen:
Eine der beiden Fortbildungsveranstaltungen wurde bereits am 23. Februar 2007 mit den MitarbeiterInnen der 
Jugendwohlfahrt des Bezirks Kufstein durchgeführt. Zur Jugendwohlfahrt hatten wir bereits wegen unseres 
Beratungsangebot in der Region im Rahmen des „Regionalprojektes 06“ Vernetzungsstrukturen aufgebaut. Da 
auch die „Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie“ in Innsbruck reges Interesse an dieser Thematik 
bekundete, wird die zweite Veranstaltung am 13. September 2007 dort stattfinden. 

Anhang: 
Exemplarische Aussendung an niedergelassene ÄrztInnen
Brief an die Ausbildungszentrum West
Fragebogen
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Titel: Von Gewalt bedrohte Migrantinnen 
und die Auswirkungen auf deren Gesundheit

Organisation: Verein Autonome Österreichische Frauenhäuser, 
Informationsstelle gegen Gewalt
Bacherplatz 10/4, 1050 Wien
Tel.: 01/544 08 20, Fax: 01/544 08 20-24
informationsstelle@aoef.at

Projektpartnerin: Mag.a Maria Rösslhumer

wien
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Hintergrund des Projekts: Gewalt gegen Frauen und Kinder darf keine „Familienangelegenheit“ sein.  
Der Anspruch auf Privatsphäre findet dort seine Grenzen, wo die Sicherheit und Würde von Menschen durch 
staatliche Interventionen gewährleistet werden sollen. Häusliche Gewalt ist kein Problem einer bestimmten 
Gruppe, Kultur oder Religion. Sie ist ein gesellschaftliches Phänomen, das in allen Schichten zu finden ist. Die 
Ursache für Gewalt an Frauen liegt im ungleichen Machtverhältnis zwischen Frauen und Männern begründet. 

Migrantinnen, die von männlicher Gewalt betroffen sind, sind aus mehreren Gründen einer besonders schwierigen 
Situation ausgesetzt: Aufgrund sprachlicher, struktureller, gesetzlicher oder kultureller Barrieren ist es für  
Migrantinnen schwierig, Unterstützung zu erhalten. Ihr unsicherer Aufenthaltsstatus und ihre ökonomische Situation, 
die weitgehend durch die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen wie dem Fremdengesetz und dem  
Ausländerbeschäftigungsgesetz bedingt sind, drängen sie darüber hinaus in eine verschärfte Abhängigkeit von 
ihren Männern. Die größten Hürden für Migrantinnen sind allerdings die kontinuierlichen Gesetzesänderungen. 
Denn daraus resultiert eine Unsicherheit bzw. Verunsicherung darüber, was gegenwärtig Recht ist und was zum 
jeweiligen Zeitpunkt in der Praxis möglich ist.

Im Vergleich zu Inländerinnen sind Migrantinnen bei gewalttätigen Übergriffen ihrer Lebenspartner im sogenannten 
privaten Leben hilfloser. Die betroffenen Frauen wissen von ihrer massiven Abhängigkeit und müssen  
Misshandlungen über Jahre hinweg erdulden. Viele Migrantinnen können sich vom Misshandler nicht trennen 
oder scheiden lassen, da ihr aufenthaltsrechtlicher Status von dem ihres Ehegatten abgeleitet wird.  
Meist sind sie im Rahmen der Familienzusammenführung nach Österreich gekommen und dürfen daher keiner 
Beschäftigung nachgehen.

Tatsache ist deshalb: Je geringer die fremdenrechtliche Absicherung für Migrantinnen ist, umso größer ist die 
Macht der Täter. (Vgl. Arbeitsgruppe Migrantinnen und Gewalt 2003) Osterreich hat zwar einige Verbesserungen 
im gesetzlichen Bereich und beim Zugang zum Arbeitsmarkt für Migrantinnen, die von Gewalt betroffen  
sind, vorgenommen. Dennoch bleiben zahlreiche Hürden und Schwierigkeiten, die zu gesundheitlichen Folge­
erscheinungen und traumatischen Erlebnissen führen, weiterhin erhalten.

Verbesserung am Arbeitsmarkt: Der Arbeitsgruppe „Migrantinnen und Gewalt“ im Rahmen der Plattform gegen 
Gewalt ist es gemeinsam mit engagierten BeamtInnen gelungen, die Bundeshöchstzahlüberziehungsverordnung 
(BHZÜV) 1998 zu novellieren. Dadurch wurde Migrantinnen, die von Gewalt betroffen sind, unter bestimmten 
Umständen einer legaler und früherer Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglicht. Migrantinnen können nun eine 
frühere Beschäftigungsbewilligung erhalten, sofern sie nachweisen können, dass sie von Gewalt betroffen sind 
– beispielsweise mit einer Einstweiligen Verfügung gegen den Ehepartner laut dem Gewaltschutzgesetz oder 
wenn die Ehe aufgrund von Gewalt geschieden wurde; sofern der Aufenthalt in einem Frauenhaus notwendig 
war oder eine Betreuung durch eine Interventionsstelle bestätigt wird.
Diese Regelung ist sehr wichtig, aber nicht ausreichend. Da die Beschäftigungsbewilligung von den Arbeitgeber-
Innen und nicht von der betroffenen Frau beantragt wird, ist es schwierig überhaupt Arbeit zu finden und 
zugleich wird damit eine neuerliche Abhängigkeit von den ArbeitgeberInnen geschaffen. Darüber hinaus bietet 
der Arbeitsmarkt Migrantinnen vorwiegend Jobs im unteren Lohnniveau mit Arbeitszeiten, die sich mit  
Kinderbetreuungspflichten kaum vereinbaren lassen.
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Verbesserung beim Aufenthaltsstatus: Das neue Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), welches am  
1. Jänner 2006 in Kraft getreten ist, sieht eine partielle Verbesserung beim Aufenthaltsstatus für Migrantinnen 
vor, wenn sie von Gewalt betroffen sind.
Zwar wurde mit diesem Gesetz kein eigenständiges Aufenthaltsrecht für Migrantinnen, das unabhängig vom 
Ehepartner besteht, realisiert. Allerdings sieht das Gesetz für jene Migrantinnen, die in einer Gewaltbeziehung 
leben, eine Verbesserung beim Aufenthalt vor. In § 27 des NAG heißt es, dass Migrantinnen unter folgenden 
Voraussetzungen ihre Niederlassung nicht verlieren:
»	 im Falle des Todes des Ehegatten oder eines Elternteils
»	 bei einer Scheidung wegen des überwiegenden Verschuldens des anderen Ehepartners und 
»	 aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen.
Letztere liegen insbesondere dann vor, wenn die Ehefrau Opfer von Gewalt in der Familie wurde und gegen 
den Mann eine EV nach § 382b Exekutionsordnung erlassen wurde. Auch der Verlust der Niederlassungsbe­
willigung des Ehemannes als Folge einer fremdenpolizeilichen Maßnahme, die aufgrund der rechtskräftigen 
Verurteilung des Mannes wegen vorsätzlicher Begehung einer gerichtlich strafbaren Handlung gesetzt wurde, 
wird als besonders berücksichtigungswürdiger Grund gewertet. In diesen Fällen können Migrantinnen ein  
vom Mann abgeleitetes Aufenthaltsrecht erhalten, auch unabhängig von ihrem Einkommen.

Liegen die soeben beschriebenen Gründe nicht vor, sind Migrantinnen als Familienangehörige weiterhin von 
ihren Ehemännern abhängig: Sofern sie noch nicht fünf Jahre in Österreich leben, können sie nach einer 
Trennung vom Ehepartner aus Österreich verwiesen werden, da mit dem Ende der Beziehung der Grund für 
den legalen Aufenthalt wegfällt.

Zielgruppen: 
Das Projekt richtet sich an Migrantinnen, die von Gewalt betroffen sind, an
ÄrztInnen, das Pflegepersonal, PsychotherapeutInnen sowie Mitarbeiterinnen der Frauengesundheitszentren, 
Frauenberatungsstellen, Frauenhäuser, Interventionsstellen und Migrantinnenorganisationen. 

Ziele: 
Wir wollten eine Sensibilisierung für die besondere Situation von Frauen mit Migrationshintergrund erreichen 
und diese der Öffentlichkeit bewusst machen. Außerdem wurde die Erweiterung und Verbesserung der  
Unterstützungsangebote für Migrantinnen angestrebt.
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Konkrete Aktivitäten: Ausgangspunkt und Basis des Projektes waren die Erkenntnisse, Aktivitäten und Initiativen 
der Arbeitsgruppen Migrantinnen und Gewalt, die seit 1996 existiert und von der Informationsstelle gegen 
Gewalt im Verein Autonome Österreichische Frauenhäuser im Rahmen der Plattform gegen die Gewalt in der 
Familie koordiniert wird. Die Arbeitsgruppe bestehend aus allen Migrantinnenorganisationen und Frauenhäusern 
in Wien trifft sich in regelmäßigen Abständen und thematisiert die aktuelle Situation von Migrantinnen und  
versucht Verbesserung für von Gewalt bedrohte Migrantinnen zu unterstützen.

Bevor mit dem Projekt begonnen wurde, wurde eine umfassende Literaturrecherche durchgeführt.  
Danach wurde ein Fragebogen für die Erhebung erstellt und im Februar 2006 an die Einrichtungen versandt. 
(Siehe Anhang)

Erhebung und die Arbeitsgruppe Migrantinnen und Gewalt: 
Um Informationen über die Situation von Gewalt betroffenen Migrantinnen und die Auswirkungen auf die  
Gesundheit zu erhalten, wurden in erster Linie Mitarbeiterinnen aus Migrantinnenorganisationen, Frauenberatungs- 
stellen, Frauenhäuser und einzelne Gesundheitszentren befragt. Dabei wurden etwa 20 österreichische  
Einrichtungen überwiegend aus Wien und Umgebung angeschrieben und telefonisch kontaktiert. Von den 20 
Einrichtungen haben etwa 12 Organisationen an der Erhebung teilgenommen und den Fragebogen  
beantwortet: die Beratungsstelle Kassandra in Mödling, der Verein Esra in Wien, der Verein Lefö, der Verein 
Wiener Frauenhäuser, der Verein Maiz in Oberösterreich, das Migrantinnenzentrum Caritas Wien, Hemayat  
in Wien, das Mutter-Kind-Heim der Caritas Socialis in Wien, Miteinander Lernen in Wien, der Verein Peregrina  
in Wien, die Interventionsstelle gegen Gewalt in Wien und der Verein Amber bei der Diakonie in Wien.

Die Ergebnisse der Erhebung wurden bei den regelmäßigen Treffen der Arbeitsgruppe Migrantinnen und Gewalt 
erörtert, diskutiert und erweitert. Außerdem war für das Frühjahr 2007 rund um den 8. März, dem Internationalen 
Frauentag, ein Workshop gemeinsam mit den Wiener GesundheitspolitikerInnen geplant, bei der die Ergebnisse 
der Umfrage präsentiert und ein Diskussions- und Erfahrungsaustausch ermöglicht werden sollte.  
Dieser geplante Termin musste für den Herbst 2007 aus Krankheits- und Termingründen verschoben werden.

Ergebnisse der Umfrageerhebung: Im Folgenden werden die häufigsten Hürden und Stolpersteine für  
Migrantinnen im Zusammenhang mit Gesundheitsfragen aufgelistet, die mehrmals von den Organisationen 
genannt wurden:

Abhängigkeit aufgrund des Migrationshintergrunds
Frauen mit Migrationshintergrund erleiden durch die größere Abhängigkeit vom Täter schwerwiegendere Gewalt. 
Migrantinnen, vor allem Musliminnen, werden oft von ihren Ehemännern oder Familienmitgliedern zum Arzt  
begleitet, mit dem Vorwand, dass diese kein Deutsch sprechen. Selbst bei Untersuchungen bei FrauenärztInnen 
sind die Ehemänner „mit dabei“. Das ist für Migrantinnen sehr belastend.
Durch kulturelle Hindernisse wie Ehre, Religion und Tradition werden Migrantinnen diskriminiert und zu unfreiwilligen 
Handlungen, zum Beispiel zur Heirat, gezwungen. Kulturelle Hindernisse tauchen auch dann auf, wenn sich die 
Migrantin von ihrem gewalttätigen Partner trennen möchte und zugleich von ihrer „Großfamilie“ unter Druck 
gesetzt wird, bei ihm zu bleiben oder zu ihm zurückzukehren.
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Strukturelle Gewalt 
Die restriktiven gesetzlichen Bestimmungen und laufenden Gesetzesänderungen erhöhen den Stress der  
Betroffenen und verursachen Angst- und Panikzustände. Diese wiederum führen zu psychosomatischen  
Beschwerden. Migrantinnen sind oft von Obdachlosigkeit bzw. versteckter Obdachlosigkeit betroffen. Der  
Zugang zu günstigen Wohnungen ist schwierig. 

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist beschränkt und jene, die einer Beschäftigung nachgehen, verdienen meist 
viel weniger als InländerInnen. Migrantinnen mit einer guten Ausbildung arbeiten meist in dequalifizierten  
Berufsbranchen und in Niedrigstlohnsektoren wie dem Gastgewerbe, Reinigungs- und Gesundheitswesen,  
wo sie darüber hinaus nicht selten von ArbeitgeberInnen ausgenutzt werden. 

Auch zu Sozialleistungen gestaltet sich der Zugang schwieriger, da die Familienbeihilfe und das Kinder­
betreuungsgeld an die Erwerbstätigkeit gebunden sind und oft nur die Ehemänner erwerbstätig sind.  
Migrantinnen sind deshalb häufiger von Armut betroffen. Und Gewalt tritt auch in Verbindung mit Armut auf,  
was wiederum zu gesundheitlichen Folgeerscheinungen führen kann. Die Migrantinnen jedoch können  
sich Psychotherapie in vielen Fällen kaum leisten, weil das Angebot meist zu teuer und kaum in der eigenen 
Muttersprache angeboten wird.

Sprachprobleme und kulturelle Unterschiede
Sprachschwierigkeiten sind große Stolpersteine in der Kommunikation und bei der Beratung. Es gibt sehr 
wenige ÄrztInnen, die die Muttersprache der MigrantInnen beherrschen und es stehen nicht genügend  
DolmetscherInnen zur Verfügung. Die Situation wird durch die mangelnde Ausbildung, fehlendes Wissen über 
Migrationshintergründe oder Desinteresse der ÄrztInnen und des Pflegepersonals verschärft. Allerdings  
reichen auch ÜbersetzerInnen zur Überwindung der Sprachbarrieren nicht aus. Insbesondere bei von Gewalt 
betroffenen Migrantinnen ist vielmehr der Einsatz von geschulten und sensibilisierten DolmetscherInnen  
notwendig. 

Migrantinnen sind grundsätzlich bereit Deutsch zu lernen, aber aufgrund der Gewaltproblematik und ihrer 
traumatischen Erfahrungen oft nicht imstande die Sprache schnell zu erlernen. Sie leiden an Informationsmangel 
oder erleben die Situation deshalb auch als chaotisch. Der Mangel an Informationen über das österreichische 
Gesundheitssystem erschwert den Zugang zum Gesundheitssystem. Bei analphabetischen MigrantInnen  
oder bei jenen, die nur teilweise die Grundschule im Heimatland besucht haben, kann fehlendes Wissen dazu 
führen, dass sie Erklärungen von ÄrztInnen miss- oder nicht verstehen. Da es in verschiedenen Ländern 
außerdem verschiedene Gesundheitskonzepte gibt, wäre kulturelle Mediation im gesundheitlichen Bereich 
notwendig, um Frauen mit Migrationshintergrund zu erklären, wie das österreichische Gesundheitssystem 
funktioniert. Durch kulturelle Mediation werden die kulturellen Unterschiede und Hintergründe bei Sprachschwierig-
keiten mit berücksichtigt, anstatt ausschließlich zu übersetzen.

Mangelnde Deutschkenntnisse sind darüber hinaus nicht nur für die Migrantin sondern auch für die Beraterin 
sehr belastend, da die Frauen auf ihren Wegen überallhin begleitet werden müssen. Das erfordert mehr 
Personal, viel Zeit und Energie.
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Rassismus
Migrantinnen sind oft tagtäglich mit Abwertungen, Vorurteilen, rassistischen und sexistischen Äußerungen 
konfrontiert, die langfristig zu gesundheitlichen Belastungen führen können. Hinderlich ist es auch, wenn 
Behörden oder einzelne Personen in Institutionen, aufgrund von mangelnden Informationen, vorhandenen 
Vorurteilen oder bewusst gesetzten rassistischen Äußerungen automatisch davon ausgehen, dass  
bei einer Migrantin kulturelle Barrieren vorhanden sind und dass Gewalt in migrantischen Familien häufiger 
vorkommen als bei inländischen Familien. Kulturelle Unterschiede, Orientierungslosigkeit, Entwurzelung,  
Misstrauen und Verunsicherung können wieder Ursachen für gesundheitliche Probleme bei Migrantinnen sein.

Zugang und Vertrauen zum Hilfssystem:
In der Erhebung wurde auch die Frage gestellt, ob Migrantinnen über ihre Gewalterfahrungen sprechen.  
Die überwiegende Mehrheit der Befragten ist der Meinung, dass Gewalt für viele Migrantinnen kein Tabuthema 
mehr ist. Zwar haben Migrantinnen die gleichen Hemmungen über das Erlebte zu sprechen wie  
Österreicherinnen, aber unter bestimmten Voraussetzungen ist ein Beratungsgespräch möglich. Migrantinnen 
sprechen eher über ihre Gewalterlebnisse und traumatischen Erfahrungen, sofern
»	 sie ernst genommen werden und wenn frau/man ihnen zuhört. Dabei kann auch das 
	 Geschlecht eine wichtige Rolle spielen, da sich Frauen meist lieber an weibliches Hilfspersonal wenden.
»	 die Beraterin, Betreuerin, Therapeutin oder Ärztin aus dem selben Kulturkreis kommt 
	 und dieselbe Sprache spricht.
»	 Vertraulichkeit, Parteilichkeit und Anonymität sichergestellt sind. 
»	 der Datenschutz gewährleistet ist.
»	 das Einverständnis bei der Kooperation mit anderen Stellen gegeben ist.
»	 Vertrauen in eine Beratungseinrichtung gegeben ist. Dieses kann auch durch andere Frauen 
	 aufgebaut werden, die bereits Hilfeleistungen in Anspruch genommen haben.
»	 es Angebote zum Schutz und zur Sicherheit gibt. 
»	 die nötige Zeit und ausreichend personelle Ressourcen vorhanden sind. Die Beratung von 
	 Migrantinnen kostet aufgrund der Sprachbarrieren oft mehr Zeit als die von Inländerinnen.
»	 Respekt und Diskretion oberste Priorität sind. Das erleichtert den Frauen das offene Gespräch.
»	 der Druck und die Notsituation hoch ist.
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Gesundheitliche Angebote in Wien und in den Organisationen:
In der Erhebung wurden auch die gesundheitlichen Hilfestellungen für Migrantinnen, die von Gewalt betroffen 
sind, mit einbezogen. Die teilnehmenden Organisationen bieten Folgendes:

1. Übernahme von Behandlungskosten
Asylwerberinnen sind in Wien grundsätzlich durch die Grundversorgung krankenversichert. Jene, die diese 
nicht erhalten und deshalb nicht versichert sind, werden häufig über die Organisationen versichert, oder sie 
erhalten eine kostenlose Behandlung, so zum Beispiel beim Verein Hemayat, bei ESRA, AMBER von der 
Evangelischen Diakonie und im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder. Für mittellose Migrantinnen werden 
Behandlungskosten auch von Frauenhäusern und Jugendämtern übernommen. Für wohnungs- oder  
obdachlose MigrantInnen gibt außerdem ein mobiles medizinisches Angebot, den „Louisebus“. Dieses Projekt 
wurde von der Caritas Wien initiiert.

2. Psychotherapie 
Einige, allerdings sehr wenige Einrichtungen bieten kostenlose oder finanziell unterstützte Therapie für  
MigrantInnen an. Die Therapieangebote sind generell nicht ausreichend und werden nur in wenigen Sprachen 
angeboten: Fem-Süd ermöglicht für Migrantinnen Informationsgespräche mit ÄrztInnen sowie eine besonders 
kostengünstige Psychotherapie in Serbokroatisch und Türkisch. AMBER bietet neben der kostenlosen  
medizinischen Versorgung auch die Unterstützung durch ehrenamtlich arbeitende Dolmetscherinnen in verschie­
denen Sprachen. Auch der Verein „Miteinander Lernen“ hat eine günstige Psychotherapie in Türkisch und 
Deutsch im Angebot. Bei der Frauenberatungsstelle „Frauen beraten Frauen“ in Wien wird Psychotherapie auf 
Deutsch, Französisch, Englisch und in Gebärdensprache angeboten, und die Kosten dafür sind sozial gestaffelt.

Verbesserungsmaßnahmen im gesundheitlichen Unterstützungssystem:
Um die Situation und die Gesundheit der Migrantinnen, insbesondere jener, die von Gewalt betroffen sind,  
zu verbessern, muss auf allen gesellschaftspolitischen Ebenen gearbeitet werden. Die Teilnehmerinnen der 
Erhebung fordern deshalb 

»	 die Verbesserung des Niederlassungs- und Aufenthaltsrechts in Form eines 
	 eigenständigen Aufenthaltsstatus für Migrantinnen unabhängig von ihren Ehepartnern

»	 einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt 
	 Dazu ist Abbau von Barrieren zum Arbeitsmarkt notwendig. Außerdem ist eine Anhebung  
	 der Einkommen von Migrantinnen erforderlich, da diese meist weniger als ihre  
	 männlichen Kollegen und noch viel weniger als ÖsterreicherInnen verdienen. Gefordert 
	 wird auch die rasche, unbürokratische Anerkennung von Qualifikationen und die 
	 Nostrifikation von akademischen Ausbildungen sowie Aus- und Weiterbildungsprogramme 
	 für Migrantinnen. Außerdem sollten die Beschäftigungsmöglichkeiten von ausgebildeten 
	 und qualifizierten Migrantinnen im Gesundheitswesen ausgebaut werden.

»	 einen verbesserten Zugang zu sozialen Leistungen
	 Dafür müssen die Hürden im Zugang zur Familienbeihilfe, Notstandshilfe und zum 
	 Kinderbetreuungsgeld für Migrantinnen abgebaut werden.
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»	 einen Ausbau der Wohnmöglichkeiten für Migrantinnen
	 Dafür braucht es kostengünstige und nicht gesundheitsschädigende Wohnungen, außerdem 
	 Übergangswohnungen für Migrantinnen, insbesondere für von Gewalt bedrohte 
	 Migrantinnen. Anmerkung: Die Stadt Wien hat seit einiger Zeit auch die Gemeindewohnungen 
	 für MigrantInnen geöffnet und Wiener Wohnen bietet seit geraumer Zeit vergünstigte 
	 Wohnungen und Übergangswohnungen für von Gewalt bedroffene Migrantinnen an. Das 
	 sollte beispielgebend für das gesamte Bundesgebiet sein.

»	 den verstärkten Einsatz von muttersprachlichen Mitarbeiterinnen im Gesundheitswesen. 
	 Für ÄrztInnen und das Pflegepersonal sollten Schulungen und Trainingsangebote 
	 zum Thema Gewalt an Migrantinnen eingerichtet werden. Das Thema sollte darüber hinaus 
	 auch im Lehrplan der Ausbildung der MedizinerInnen fix verankert werden. Außerdem 
	 ist ein Ausbau der Schulungsangebote für die Traumatherapie mit Migrantinnen notwendig.

»	 Psychotherapie auf Krankenschein
	 Das Angebot an muttersprachlicher und kostengünstiger Therapie für Migrantinnen 
	 sollte erweitert werden und für alle leistbar werden.

»	 Errichtung eines Gesundheitszentrums für Migrantinnen und ihre Kinder mit Trauma- und 
	 Psychotherapie in vielen verschiedenen Sprachen, die kostenlos oder nach 
	 Einkommen gestaffelt angeboten wird.

»	 den Abbau von Rassismus, Sexismus im Gesundheitswesen: Rassismus und Sexismus 
	 gefährden die Frauengesundheit, da Frauen nicht mehr zur Behandlung kommen 
	 wollen, wenn sie Abwertungen und Vorurteile spüren und erfahren.

»	 den Ausbau eines österreichweiten ÜbersetzerInnenpools im medizinischen Bereich. 
	 Jede Ambulanz, jedes Krankenhaus, jede gynäkologische, psychiatrische Abteilung und 
	 Kinderabteilung sowie alle niedergelassenen ÄrztInnen sollten die Möglichkeit haben, 
	 sich ÜbersetzerInnen für die Behandlung zu organisieren. Dadurch würde die medizinische 
	 Betreuung inhaltlich gewinnen und die Angst der meist eingeschüchterten Migrantinnen 
	 reduziert werden.

»	 Angebote der kulturellen Mediation im Gesundheitsbereich, die auch finanziert werden. Bei 
	 kultureller Mediation geht es nicht nur um Übersetzung der Sprache, sondern um einen anderen 
	 Zugang, der eine „Brücke“ zwischen Gesundheitssystem und der betroffenen Frau herstellt.

»	 Sensibilisierungs- und Aufklärungskampagnen zu Gewalt an Frauen und Migrantinnen 
	 im Gesundheitswesen

»	 einen flächendeckenden Ausbau der Migrantinnenberatungsorganisationen in Österreich

Resümee: Wie die Erhebung beweist, sind Migrantinnen von zahlreichen Hürden, Barrieren und Schwierigkeiten 
betroffen, die zu Existenzängsten, zu Stress und Panikattacken führen. Wenn darüber hinaus noch Gewalt 
durch den eigenen Ehemann im Spiel ist, kann dies zu lebensbedrohlichen und gesundsschädlichen Langzeitfolgen 
führen, von der sich die betroffenen Frauen oft nicht erholen können. Daher sind die hier angeführten  
Verbesserungsvorschläge ernst zu nehmen und umzusetzen. 

Anhang: Begleitbrief und Fragebogen
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zusammenfassung und resümee:
Die Vernetzungsträgerinnen aus dem Frauenbereich haben sich im Rahmen des Querschnittprojekts mit  
den gesundheitlichen Auswirkungen von Gewalt an Frauen bzw. den Unterstützungsangeboten für Betroffene  
auseinandergesetzt. In den einzelnen Bundesländern wurden verschiedene Projekte dazu durchgeführt.  
Neben den Ergebnissen aus den einzelnen Projekten wurden folgende gemeinsame Erfahrungen gemacht:
Alle Projekte wurden fertiggestellt und durchgeführt und die meisten Projektpartnerinnen kamen zu sehr  
interessanten und aufschlussreichen Ergebnissen, wie etwa das Hebammenprojekt „Andere Umstände“ in 
Salzburg und die Fortbildungsangebote in Niederösterreich, Burgenland und Tirol sowie die Erhebung in 
Kärnten. Andere Einzelprojekte konnten aufgrund verschiedener Umstände nicht in der ursprünglich geplanten 
Form oder im vorgesehenen Ausmaß umgesetzt werden, da es sich zeigte, dass das Interesse der jeweiligen 
Zielgruppe zu gering ist. Vor allem im medizinischen Bereich scheint für das Thema „Gewalt an Frauen“ weitgehend 
die Sensibilität zu fehlen. Da niedergelassenen ÄrztInnen, vor allem im ländlichen Bereich, oft sehr wichtige 
Ansprechpersonen für betroffene Frauen sind, ist das mangelnde Interesse bei dieser Berufsgruppe besonders 
bedauerlich. Im klinischen Bereich hat sich gezeigt, dass das Interesse an dem Thema in gleichen Ausmaß 
abnimmt in dem die hierarchische Stellung der Befragten steigt. Während das Pflegepersonal bereits eine 
relativ hohe Sensibilität für Gewalt an Frauen entwickelt hat, stößt man bei leitenden ÄrztInnen bereits weitgehend 
auf Verständnislosigkeit. Das liegt einerseits an einem gewissen Verlust des Kontakts und der Sensibilität  
der ÄrztInnen zur Basis und damit den Patientinnen im Klinikalltag; andererseits aber auch an oft enormen 
Widerständen im medizinischen Bereich, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. 

Zum speziellen Thema „Gewalt an Migrantinnen“ ist zu sagen, dass es hier zu sehr vielen wichtigen Ergebnissen 
gekommen ist, die die Lage von Gewalt bedrohten Migrantinnen in Österreich enorm verbessern könnte. 
Darüberhinaus ist anzumerken, dass Migrantinnen durchaus offen sind auch über ihre Erfahrungen berichten, 
sofern sie entsprechende Beratungsangebote vorfinden und es gelingt, ein Vertrauensverhältnis herzustellen. 
Problematisch dabei ist allerdings, dass ein solches im medizinischen Bereich schwer umsetzbar zu sein 
scheint und die NGOs da ebenfalls nicht ausgleichen können, da es diesen für ein entsprechendes Angebot, 
wie zum Beispiel muttersprachliche Beratung, oft an Ressourcen fehlt. 

Beim Zusammentragen der einzelnen Projektergebnisse stellten wir sich uns die Frage, wie eine Implementierung 
des Themas in die Ausbildung und damit in weiterer Folge auch in den medizinischen Alltag, erreicht  
werden könnte. Im Laufe der Nachbesprechung kamen wir zu dem Schluss, dass es im medizinischen Bereich 
letztendlich nur dann eine flächendeckende, qualitativ hochwertige und standardisierte Betreuung von betroffenen 
Frauen geben wird, wenn Reformen „von oben“ eingeleitet werden. Als Vorbilder für die Implementierung 
könnten dabei das Ausbildungsdesign der Polizei sein – seit Anfang der 1990er Jahre ist das Thema Gewalt  
in der Familie als fixer Bestandteil im Lehrplan der Exekutive verankert - und die psychosoziale und  
juristische Prozessbegleitung dienen: Auch in Teilen des juristischen Bereichs gab es vor wenigen Jahren noch 
kaum überwindbare Widerstände dem Thema „Gewalt an Frauen“ gegenüber. Erst einem von ministerieller 
Seite getragenen Pilotprojekt und dem anschließend gegründeten Arbeitskreis „IMAG Prozessbegleitung“ ist es 
letztendlich gelungen, verbindliche Standards für die psychosoziale und juristische Prozessbegleitung  
einzurichten. Die Wirkung dieser wurde außerdem durch die Änderungen der Strafprozessordnung, in der ein 
Recht auf diese Begleitung gesetzlich festgehalten wurde, verstärkt. 

Um auch beim Thema unseres Projekts solche Fortschritte zu erzielen, muss deshalb im nächsten Schritt 
Andrea Kdolsky als zuständige Bundesministerin für Gesundheit von der Wichtigkeit der Implementierung 
überzeugt werden. 
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dafür, wie traumatische Erlebnisse auf Menschen wirken. Darüber hinaus werden anwendbare Techniken zum 
Stoppen und Verhindern von Traumasymptomen vermittelt.
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anhang:
»	 Burgenland: Liste der Beratungseinrichtungen 
»	 Kärnten: Brief an die ÄrztInnen, Fragebogen an die Ordinantion, 
	 Fragebogen an die Ambulanzen, Grafiken/Auswertung der Erhebung
»	 Niederösterreich: Fragebogen für die PsychotherapeutInnen
»	 Salzburg: Fragebogenerhebung
»	 Steiermark: Fragebogen, Fragebogenauswertung
»	 Tirol: Exemplarische Aussendung an niedergelassende ÄrztInnen 
 	 Brief an Ausbildungszentrum West
 	 Fragebogenerhebung
»	 Wien: Begleitbrief und Fragebogen




